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Sala zurück im Hausarrest
Juristisches Tauziehen um Chefin der „Túpac Amaru“
Milagro Sala. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Tauziehen um Milagro Sala. Die Anführerin der indigenen Organisation „Túpac Amaru“ kann nun doch in den Hausarrest in ihrem Wohneigentum „La Ciénaga“ in El Carmen (Provinz Jujuy) zurück. Dies verfügte der Oberste Gerichtshof der Nation. Er widerrief somit eine Verfügung von Richter Pablo Pullen Llermanos, der Anfang des Monats die Überstellung Salas von El Carmen in das Bundesgefängnis in General Güemes in der Provinz Salta angeordnet hatte. Zurück in ihren eigenen vier Wänden, beendete Sala ihren Hungerstreik, den sie aus Protest gegen die abermalige Einlieferung in eine Haftanstalt begonnen hatte.
Der Oberste Gerichtshof nahm sich des Falls an, nachdem der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte (IDH) gegen die Maßnahme von Pullen Llermanos opponiert hatte. Der IDH hatte bereits im Vorjahr für Sala die Umwandlung der U-Haft im Gefängnis Alto Comedero in Jujuy in Hausarrest erwirkt.
Sala wurde Anfang 2016, kurz nach dem Amtsantritt von Gouverneur Gerardo Morales (Cambiemos) wegen Landfriedensbruchs festgenommen, da sie gegen Finanzmittelstreichung für ihre Organisation demonstriert hatte. In der Folge wurde zudem ein Verfahren mit Vorwurf auf Veruntreuung öffentlicher Gelder gegen die Aktivisten eingeleitet. Sie wird bezichtigt, 60 Millionen Pesos unterschlagen zu haben, die für den sozialen Wohnungsbau vorgesehen waren.
Am Wochenende nahm ein Großaufgebot von Justizvollzugsbeamten und Spezialeinheiten der Polizei die Überführung nach „La Ciénaga“ vor, wo Sala nun von der Gendarmerie bewacht wird.
Die von Sala angeführte Organisation „Túpac Amaru“ setzt sich nach ihrem Selbstverständnis für Indigene und andere sozial benachteiligte Gruppen ein. Sie hat ihren Schwerpunkt in der nordwestlichen Provinz Jujuy, ist aber mittlerweile in 15 Gliedstaaten des Landes aktiv. „Túpac Amaru“ baute an die 8000 Sozialwohnungen, des Weiteren Schulen, Krankenhäuser, Sportplätze. Kritikern gilt sie indes als ein Kartell mit mafiöser Struktur. Seit der politischen Wende in Jujuy sowie auf Ebene der Nation Ende 2015 wurde der Organisation zusehends der Geldhahn für öffentliche Mittel zugedreht.
Durchsuchungen genehmigt
Buenos Aires (dpa/mc) - Der Senat hat Durchsuchungen in Wohnungen der früheren Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner genehmigt, die der Korruption verdächtigt wird. Hierzu hob der Senat am Mittwochabend auf Antrag von Bundesrichter Claudio Bonadio einstimmig die Immunität der ehemaligen Staatschefin auf.
Gegen Kirchner wird wegen angeblicher Verwicklung in ein weit verzweigtes Korruptionssystem während ihrer Amtszeit ermittelt. Gestern Mittag durchsuchten Beamte der Bundespolizei Immobilien der Ex-Präsidentin in Recoleta und Río Gallegos. Durchsuchungen in El Calafate sollten folgen.
Kirchner genießt als Senatsmitglied parlamentarische Immunität. Sie selbst stimmte auch für die Genehmigung der Hausdurchsuchungen, wies aber die Anschuldigung der Korruption als politisch motivierte Verfolgung zurück. Sie warf Bonadio Parteilichkeit vor und nannte ihn eine „Marionette“ der aktuellen Machthaber, deren Integrität sie infrage stellte: „Mauricio Macri ist nicht Konrad Adenauer“, so Cristina, die unlängst gefordert hatte, den Präsidenten als Zeugen vor Gericht zu laden. Schließlich sei Macris Cousin, der Bauunternehmer Angelo Calcaterra, ebenfalls in den aktuellen Korruptionsskandal verwickelt.
Ehemalige Funktionäre der Regierung Kirchners haben vor Gericht zugegeben, regelmäßig sechsstellige Dollarbeträge von Unternehmern kassiert zu haben, die sich mit den Bestechungsgeldern staatliche Bauaufträge sicherten (wir berichteten). 15 hochrangige Unternehmensmanager haben die Zahlungen bestätigt.
Am Dienstag fand vor dem Kongressgebäude in Buenos Aires eine große Kundgebung statt, bei der Tausende Demonstranten eine umfassende und lückenlose Untersuchung der Korruption forderten.
Argentinien
Trauer um „Chicha“ Mariani
María Isabel Mariani. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa) - Eine der Gründerinnen der Menschenrechtsorganisation „Großmütter der Plaza de Mayo“ ist 94-jährig gestorben, ohne ihre während der Militärdiktatur verschleppte Enkelin wiederzufinden. María Isabel „Chicha“ Mariani hatte 1977 zusammen mit weiteren elf Großmüttern verschleppter oder in Haft geborener Kinder „Abuelas de Plaza de Mayo“ gegründet. Sie starb am Montag, wie die Menschenrechtsorganisation mitteilte.
Die Enkelin von Mariani wurde 1976 im Alter von drei Monaten entführt. Ihre Mutter und weitere vier Mitglieder der Untergrundorganisation „Montoneros“ waren zuvor in einer Wohnung in La Plata von einem Militärkommando erschossen worden. Der Vater des Kindes wurde ein Jahr später ebenfalls getötet.
„Abuelas de Plaza de Mayo“ hat bislang 128 der verschleppten Enkelkinder wiedergefunden. Sie waren von Schergen der Militärregierung (1976-1983) unter falschem Namen zur Adoption freigegeben worden. Nach über 300 Menschen wird noch gesucht. Mariani war von 1983 bis 1989 Vorsitzende der Menschenrechtsorganisation, die derzeit von Estela de Carlotto geleitet wird.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
López packt aus
Für Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wird die Luft zusehends dünner. Vor wenigen Tagen gestand der einstige Staatssekretär für öffentliche Bauten, José López, vor Gericht seine Beteiligung an einem Verteilungssystem für Schmiergelder, die in seinem Zuständigkeitsbereich gezahlt wurden. López sitzt seit 2016 in Haft. Damals wurde er verhaftet bei dem Versuch, Säcke mit rund 9 Millionen Dollar in einem Nonnenkloster zu deponieren (wir berichteten). Im aktuellen Korruptionsskandal bot sich López nun als Kronzeuge an und unterzog sich einem fünfstündigen Verhör durch Staatsanwalt Carlos Stornelli. Wie die Zeitung „La Nación“ unter Bezugnahme auf Justizquellen berichtete, habe López seinen einstigen Vorgesetzten, Ex-Infrastrukturminister Julio De Vido, sowie das Präsidenten-Ehepaar Kirchner als Hauptverantwortliche des Schmiergeldsystems ausgemacht. Sich selbst stellte López als „Kofferträger“ dar. Aus Sicherheitsgründen kam López zunächst nicht zu den Mitgefangenen im Gefängnis Ezeiza zurück.
US-Verteidigungsminister zu Gast
Argentinien und die USA wollen ihre militärische Zusammenarbeit vertiefen. Dies wurde deutlich beim Besuch von US-Verteidigungsminister James Mattis bei seinem argentinischen Amtskollegen und Gastgeber Óscar Aguad. Es gehe um den „Ausbau der strategischen Partnerschaft“, wie es aus dem argentinischen Verteidigungsministerium hieß. „Nachdem Argentinien sich viele Jahre von seinen treuen Partnern und Freunden abgewandt hatte, sind wir nun auf den Weg zurückgekehrt, den wir nicht wieder verlassen dürfen“, sagte Aguad in Anspielung auf die Kirchner-Zeit, während der sich die Beziehungen zu den USA stark abkühlten. Mattis seinerseits hob die „wachsende Rolle“ Argentiniens im internationalen Zusammenhang hervor. Dies zeige sich nicht zuletzt in der Gastgeberrolle Argentiniens für den kommenden G20-Gipfel. Beide Länder zeichneten sich durch gemeinsame Werte wie Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit aus. „Auf diese Grundlage wollen wir unsere Zusammenarbeit auf dem Feld der Verteidigung stellen“, meinte Mattis, der auch Brasilien, Chile und Kolumbien besuchte.
Tausende Kirchenaustritte
Tausende Argentinier haben am Wochenende wegen des kürzlich gesetzlich bestätigten Abtreibungsverbots ihren Austritt aus der katholischen Kirche eingeleitet. Eine laizistische Initiative mit dem Namen „Apostasía colectiva“ (Gemeinsame Lossagung) hatte dazu in sieben Städten des Landes Beratungszentren eingerichtet. Die Organisation will mit der Aktion nach eigenen Worten deutlich machen, dass die Kirche nicht wirklich für die Mehrheit der Argentinier spreche, auch wenn sie dies behaupte. Der Senat hatte am 9. August eine Gesetzesvorlage zur Legalisierung der Abtreibung abgelehnt. Die katholische Kirche hatte gegen die Legalisierung massiv mobil gemacht.
Hochschulstreik
An den staatlichen Hochschulen des Landes herrscht seit drei Wochen Stillstand. Die Dozenten setzten ihren Streik auch in der zurückliegenden Woche fort. Sie fordern Lohnerhöhungen um 30 Prozent - deutlich mehr als die 15 Prozent, die die Nationalregierung angeboten hatte. Der Ausstand, der am 6. August begann, wird organisiert von den Gewerkschaften Conadu und Conadu Histórica. Betroffen sind auch die Bildungseinrichtungen, die auf die Universität vorbereiten. Der Streik wurde gestern bis zum kommenden Donnertag verlängert. Dann soll es auch einen landesweiten Protestmarsch geben. (AT/mc/dpa)
Meinung
Néstor Kirchner
Von Juan E. Alemann
Néstor Carlos Kirchner war eine eigenartige und einmalige Erscheinung in der argentinischen Politik. Unter normalen Umständen wäre er nie Präsident geworden. Er war ein aggressiver und gewalttätiger Mensch, was sich ein Politiker normalerweise nicht leisten kann. Er hat viele seiner Mitarbeiter gedemütigt und arg beschimpft und ihnen dabei oft Ohrfeigen oder Faustschläge verabreicht. Kirchner duldete keinen Widerspruch und forderte blinden Gehorsam. Nur Planungsminister Julio de Vido und einige andere hohe Beamte konnten mit ihm überhaupt ein normales Gespräch führen.
NK war noch 2002 ein wenig bekannter Politiker. Er wurde bei den Wahlen von 2003 vom Übergangspräsidenten Eduardo Duhalde als Kandidat aufgestellt, mit einer sehr geringen Chance, gegen Carlos Menem zu gewinnen. Er hat bei den Wahlen schließlich in der ersten Runde mit 22 Prozent der Stimmen gegen 24 Prozent von Menem verloren. Doch Menem trat zurück, statt sich einer Stichwahl zu stellen, weil er wusste, dass er dabei verlieren würde. Kirchner hätte in der zweiten Runde die Stimmen derjenigen erhalten, die nur wollten, dass Menem nicht wiederkäme. Über NK machten sie sich keine Gedanken. Einfach unverantwortlich!
NK stammte aus bescheidenen Verhältnissen. Er studierte Jura in La Plata, wo er Cristina Fernández kennenlernte und sie schließlich heiratete. Noch heute fragt man sich, wie es möglich war, dass ein so wenig attraktiver Mann das schönste Mädchen der Rechtsfakultät erobern konnte. Nach Abschluss seines Studiums widmete er sich in Río Gallegos den Räumungsverfahren von säumigen Hypothekenschuldnern, einer Tätigkeit, die die meisten Anwälte scheuen, weil sie mit menschlichen Tragödien verbunden ist.
Er befasste sich auch mit Politik und trat in die Peronistische Partei von Santa Cruz ein. Er verstand es, seine wahre Persönlichkeit zu verschleiern, und es gelang ihm schließlich, den Vorsitz der lokalen Partei zu erhalten. Sein Vizegouverneur in seiner ersten Amtszeit als Gouverneur, Eduardo Arnold, hat dies später offen bereut. Schließlich wurde er als Kandidat für das Amt des Bürgermeisters von Río Gallegos aufgestellt und gewann 1987 die Wahl. Damals begann seine Korruption. Später sagte er, er habe das gestohlene Vermögen vorher als Anwalt verdient, was nicht stimmt. Mit seinen Anwaltshonoraren konnte er kaum seinen Lebensunterhalt bestreiten. Vier Jahre später stellte er sich als Gouverneurskandidat auf und gewann ebenfalls.
1993 wurde das staatliche Erdölunternehmen YPF privatisiert, was im Parlament auch die Stimmen der Deputierten und Senatoren von Santa Cruz erforderte. Kirchner machte dies von der Zahlung der von YPF an die Provinz geschuldeten Gebühren abhängig und erhielt 654 Millionen Dollar. Er legte einen Teil davon in YPF-Aktien an, die er zu 19 Dollar pro Aktie kaufte und Jahre später für 44 Dollar an Repsol verkaufte. Somit stieg der Betrag auf über eine Milliarde Dollar, die jedoch nicht in die Provinzkasse flossen, sondern in seine Tasche. Unglaublich, aber wahr.
Einen Teil dieses Geldes setzte er für die Wahlkampagne von 2003 ein. Ob es stimmt, dass er auch Duhalde etwas abgegeben hat, sei dahingestellt. Aber viele Politiker aus dem Menem-Lager erhielten beträchtliche Summen und verrieten ihren bisherigen Chef. Die Stimmen, die NK bei der Wahl erhielt, beruhen weitgehend auf dem Einsatz vom Geld aus den Erdölgebühren. Seine Präsidentschaft hatte einen korrupten Ursprung.
NK wollte ewig an der Macht bleiben. Er hatte ein System ausgeklügelt, in dem er nach einer Zwischenregierung seiner Frau wieder Präsident würde. Doch sein Tod im Alter von nur 60 Jahren machte ihm einen Strich durch die Rechnung. Ohne dies wären wir die Kirchners kaum los geworden. Denn ihr Korruptionssystem funktionierte politisch gut.
Meinung
Im Blickfeld: Tanz auf zwei Hochzeiten
Von Michael Fischer, Friedemann Kohler und Ruppert Mayr
Ganz pünktlich schafft der russische Präsident Wladimir Putin es nicht zum Schloss Meseberg. Mit gut einer halben Stunde Verspätung fährt er am Samstagabend mit seiner Stretch-Limousine am Gästehaus der Bundesregierung nördlich von Berlin vor. Sein Abstecher zur Hochzeit der österreichischen Außenministerin Karin Kneissl in der Steiermark auf dem Weg nach Berlin hat dann doch etwas länger gedauert. Für besondere Pünktlichkeit ist er zwar nicht bekannt, aber vielleicht lässt er Merkel auch ganz bewusst warten.
Sein extravaganter Wochenendtrip in die Europäische Union ist quasi ein Tanz auf zwei Hochzeiten. Dort die recht russlandfreundlichen Österreicher, die bei EU-Sanktionen wegen der Ukraine-Krise oder der Vergiftung des russischen Doppelagenten Sergej Skripal zu den Bremsern gehören. Hier die Hardlinerin Merkel, die immer für eine klare Kante gegenüber Moskau war - und trotzdem die Hauptansprechpartnerin in der EU für Putin geblieben ist.
Trotz Verspätung begrüßt die Kanzlerin ihn freundlich, aber nicht wirklich herzlich. Ein Lächeln, ein kurzer Handschlag, sehr geschäftsmäßig. Die beiden kennen sich schon lange. Seit 2005 machen sie in der einen oder anderen Konstellation Weltpolitik mit- oder gegeneinander. Fast 13 Jahre - so eine lange gemeinsame Zeit auf der internationalen Bühne gibt es nur ganz selten.
Sie haben ganz unterschiedliche Zeiten miteinander durchgemacht. Erst ziemlich gute, als Russland noch ein enger Partner des Westens in der G8 war, sogar mit der Nato einigermaßen konnte und die Wirtschaftsbeziehungen mit Deutschland boomten. Mit der russischen Annexion der ukrainischen Halbinsel Krim begann dann 2014 die Krise, die bis heute anhält.
Und jetzt? Kommt jetzt wieder etwas Neues? Merkel und Putin sehen sich jedenfalls wieder häufiger. Erst vor drei Monaten war die Kanzlerin bei ihm am Schwarzen Meer in Sotschi. Der Gegenbesuch ließ nicht lange auf sich warten.
„Wir haben Verantwortung: Deutschland, aber vor allem auch Russland“, sagt Merkel, als sie mit Putin vor dem Treffen vor die Kameras tritt. „Deshalb sollten wir daran arbeiten, Lösungen zu finden.“ Merkel meint damit vor allem zwei Krisen, bei denen Russland eine zentrale Rolle spielt: die in der Ukraine und die in Syrien.
Um dabei zu Lösungen zu kommen, muss man über die Krise in den deutsch-russischen Beziehungen auch mal hinwegsehen. Im Konflikt zwischen prorussischen Separatisten und Regierungstruppen in der Ostukraine vermittelt Deutschland schon seit Jahren. Neu ist, dass es jetzt auf einmal auch im Syrien-Konflikt eine größere Rolle spielt.
Dieses Thema hat die EU und Russland lange auseinanderdividiert. Putin ist der wichtigste Beschützer von Präsident Baschar al-Assad. Der Westen wollte den syrischen Machthaber eigentlich loswerden. Jetzt, nach sieben Jahren Krieg, scheint man die Frage nach Assads Zukunft erstmal beiseite zu legen, um zu Fortschritten zu kommen.
Dass Merkel nun wieder auf Russland zugeht, hängt auch mit US-Präsident Donald Trump und seiner Konzentration auf nationale Interessen in der Außenpolitik zusammen. Aber was hat Putin von der Annäherung an Deutschland und die EU?
Putin braucht Merkel wieder, seit klar ist, dass aus dem besseren Verhältnis zu den USA unter Trump nichts wird. Sanktion türmt sich auf Sanktion, und Russland hat nichts entgegenzusetzen. Deshalb will Putin die Angriffe mit dem wichtigsten wirtschaftlichen Partner abwettern - also mit Deutschland, dessen Firmen ebenso von US-Strafen bedroht sind.
In Meseberg dürfte der Kremlchef nicht ohne Wink in Richtung Trump die - ungeachtet der Sanktionen - wieder wachsenden wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland hervorgehoben haben. Und er wirbt für russisches Gas, ahnend, dass Trump mehr von seinem amerikanischen in die EU verkaufen will.
In Syrien hofft Putin auf EU-Geld zum Wiederaufbau, was dann auch den Machterhalt von Assad legitimieren würde. Merkel hat bislang wenig Grund, aus der westlichen Linie auszuscheren. Im Kampf gegen sein eigenes Volk hat Assad Syrien weitgehend selbst in Ruinen gelegt - mit russischer Hilfe.
Aber Putin weiß auch, dass Merkel in der Flüchtlingsfrage innenpolitisch unter Druck steht. Und die Gefahr weiterer humanitärer Katastrophen in und um Syrien ist nicht gebannt.
Russland und Deutschland wollen nun an einem neuen Format mit Frankreich und der Türkei zur Stabilisierung Syriens arbeiten. Zunächst aber auf Expertenebene - damit dürfte die Einladung des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan zu einem Gipfeltreffen Anfang September in der Türkei vorerst ausfallen.
Auf einmal hätten beide Länder viele Interessen gemein, kommentierte der russische Außenpolitiker Konstantin Kossatschow das Meseberger Treffen. „Vom russisch-deutschen Dialog hängt jetzt in Weltfragen nicht weniger, sondern eher mehr ab als von Kontakten zwischen Moskau und Washington.“
Nach gut drei Stunden in Meseberg reist Putin wieder ab. Das Gespräch dauert länger als geplant. Über Ergebnisse wird zunächst nichts bekannt. Das könnte ein Hinweis sein, dass die beiden tatsächlich über ganz konkrete Lösungsmöglichkeiten für Syrien oder die Ukraine gesprochen haben. Für Merkel nahm sich Putin jedenfalls am Ende doppelt so viel Zeit wie für Kneissl. Öffentlich kommentiert er nur den Abstecher nach Österreich: „Das war ein guter Ausflug, sehr freundlich.“
Es ist übrigens wahrscheinlich nicht die letzte Hochzeit in diesem Jahr, zu der Putin als Überraschungsgast erscheint. Im Oktober soll Altkanzler Gerhard Schröder, ein enger Freund Putins aus den guten Zeiten der deutsch-russischen Beziehungen, in Berlin Hochzeit feiern mit seiner fünften Frau Seyons Kims, die er bereits im Frühjahr geheiratet hat. Es wird gemunkelt, dass Putin auch dort aufkreuzen wird. Vielleicht ja wieder - wie auf dem Weingut in der Steiermark - mit Kosaken-Chor.
Meinung
Randglossen
Die gerichtliche Lage von Cristina Kirchner spitzt sich zu. Dass die Dollarsäcke mit den erpressten Schmiergeldern schließlich bei ihr landeten, wird von immer mehr engen Mitarbeitern bezeugt. Claudio Uberti, der das Amt der Straßenkonzessionen leitete und bei den krummen Geschäften mit Venezuela mitwirkte, hat sehr genaue Angaben vorgelegt. Jetzt kommt noch Ernesto Clarens hinzu, der sich mit den Kirchner-Finanzen befasste und viel weiß, besonders über die Überweisung der gestohlenen Gelder ins Ausland. All diese Aussagen belasten Cristina in einer Weise, die die Richter zwingen, sie zu verurteilen. Ob sie dann auch im Gefängnis landet, hängt vom Senat ab, wo sie auch auf den Schutz von Senatoren angewiesen ist, die von peronistischen Gouverneuren abhängen, die sie weg von der politischen Szene wünschen. Werden sie die Gelegenheit verpassen, die sich ihnen bietet?
In Argentinien werden jährlich 16 Millionen Tonnen Lebensmittel weggeworfen. Das haben Landwirtschaftsministerium und FAO ermittelt. Gleichzeitig sind viele Menschen unterernährt. 2004 wurde ein Gesetz erlassen, das Unternehmen erlaubt, Lebensmittel zu verschenken, die sie nicht verkaufen können, eventuell, weil das Verfalldatum nahe ist oder die Verpackung beschädigt ist. Doch der wichtigste Artikel des Gesetzes, der bestimmt, dass die Spender keine Verantwortung für diese Lebensmittel tragen, wurde dabei gestrichen. Die Regierung hat jetzt das Thema wieder aufgenommen und will dabei nicht nur diesen Artikel wieder einfügen, sondern weitere Anreize für die Spenden erteilen. Fast-Food-Ketten u.a. werfen jeden Tag weg, was übrig bleibt. Gemüse- und Obsthändler werfen Produkte weg, nur weil sie nicht mehr frisch sind. Das Problem sollte nur darin bestehen, wie diese Lebensmittel armen Menschen zugeführt werden.
Obwohl es weiter überall terroristische Attentate gibt, die großes Aufsehen erregen, hat eine Studie der Universität von Maryland, USA, ergeben, dass die Zahl der Attentate und der Opfer in den letzten Jahren drastisch zurückgegangen ist. 2017 gab es weltweit 10.900 Attentate, mit 26.400 tödlichen Opfern, während es 2014 noch 17.000 mit 45.000 Opfern waren, und dann jedes Jahr weniger. In Westeuropa gab es 2017 mehr Attentate als im Vorjahr, aber mit 65 Prozent weniger Todesopfern. Im mittleren Orient und Nordafrika gab es letztes Jahr 38 Prozent weniger Attentate und 44 Prozent weniger Opfer. Die britische Premierministerin, Theresa May, erklärte, seit dem Attentat vom März 2017 in Westminister, seien 13 islamische Terrorgruppen und vier von ultrarechten Gruppen aufgedeckt worden. Auf der ganzen Welt gab es ähnliche Fortschritte.
Wirtschaft
Geringeres Defizit der Staatsfinanzen
Der Bundesstaat wies in 7 Monaten 2018 ein primäres Defizit von $ 120,10 Mrd.aus, 27,8% unter dem Vorjahr, teilte das Schatz- und Finanzministerium mit. Dies stellt 0,9% des Bruttoinlandsproduktes dar, weit unter dem von 1,6% des BIP der gleichen Vorjahresperiode. Doch die Zinsen auf die Staatschuld lagen dieses Jahr mit $ 193.46 Mrd. um 58,7% über der gleichen Vorjahresperiode, so dass das echte Defizit (das als “finanziell” bezeichnet wird, und auch Zinsen einschliesst) $ 313,56 Mrd. betrug, 8,8% über dem Vorjahr. Doch bei einer Inflation, die die im Durchschnitt der ersten 7 Monate 2018 einbe Zunahme von ca.. 25% über dem Vorjahr ausweist, ergibt sich auch beim echten Defizit eine reale Abnahme.
In 7 Monaten 2018 lagen die Staatseinnahmen mit $ 1,43 Bio., 26,2% über der gleichen Vorjahresperiode. Die primären Ausgaben lagen mit $ 1,55 Bio. um 19,3% über dem Vorjahr. Der Rückgang der Ausgaben, gemessen zu konstanten Preisen, ist bemerkenswert, da die Sozialausgaben (en erster Stelle Pensionen und Hinterbliebenenrenten) fast 60% der primären Ausgaben darstellen und in 7 Monaten 2018 um 27,4% gestiegen sind, also über die Inflation, einmal wegen der Indexierung der Renten,und dann wegen Alterung der Bevölkerung. Die reale Verringerung der Staatsausgaben ist vornehmlich auf relativ niedrige Gehaltserhöhungen für Staatsangestellte zurückzuführen, die weitgehend unter 20% lagen, und auch auf vielen einzelnen Ausgabenverringerungen, darunter auch Abnahmen bei der Zahl der Staatsangestellten in mehreren Ämtern, und ganz besonders auf die drastische Abnahme der Subventionen auf öffentliche Dienste und auch auf geringere Aufwendungen für Staatsinvestitionen.
Im Juli lagen die Einnahmen mit $ 232,62 Mrd. um 25,6% über dem Vorjahr, während die Ausgaben mit 246,90 Mrd. um 19,1% stiegen. Aber die Zinsen auf die Staatschuld stiegen interanuell um 352,4% auf $ 48,1 Mrd. Dies war jedoch auf eine Anhäufung von Zinszahlungen im Juli, sowie auf die Abwertung zurückzuführen. Die Subventionen für öffentliche Dienste lagen im Juli mit $ 23,76 Mrd. um 17,9% über dem Vorjahr, verzeichnen somit auch eine reale Abnahme.
Wirtschaft
Die Verringerungen der Exportsubventionen
Die Verringerung der Exportrückvergütungen, die Schatz- und Finanzminister Dujovne in der Vorwoche verfügt hat, stellt für die Staatsfinanzen eine Erparnis von schätzungsweise $ 34 Mrd. im Jahr dar. Diese Rückvergütungen beziehen sich theoretisch auf Steuern, die die Kosten belasten, wie die Gewinnsteuer und die provinzielle Bruttoumsatzsteuer. Die MwSt. wird unabhängig davon schon zurückgegeben. Im Wesen handelt es sich um eine Exportsubvention, die es in anderen Ländern in dieser Form nicht gibt.
Die Verringerung ist im Einzelnen wie folgt:
Der Export der aufgeführten Produkte wird jetzt durch die starke Abwertung begúnstigt, die zu einem “real” (im Verhältnis zu den internen Prisen) hohen Wechselkurs geführt hat. Die Kosten der einzelenen Produkte sind nicht entfernt im Verhältnis zur Abwertung gestiegen, an erster Stelle, weil die Lohnerhöhungen viel geringer waren.
Die Rückvergütungen waren recht willkürlich berechnet worden. In einigen Fällen, wie Reis, haben sie ohnehin keinen Sinn. Sofern sie überhaupt beibehalten werden, muss man die Rechnung von Grund auf neu beginnen.
Die jetzt verfügte Senkung der Sätze setzt eine Beibehaltung des Real hohen Wechselkurses voraus. Doch das System würde besser funktionieren, und weitere Senkungen der Exportsubventionen erlauben, wenn Exportsteuern eingefúhrt würden, vornehmlich für Getreide und Ölsaaten, die den Fabrikanten von industriellen Produkten auf landwirtschaftlicher Basis (Mehl, Speiseöl, Sojamehl u.a.) den Vorteil bieten, dass sie über einen verbilligten Rohstoff verfügen.
Ebenfalls müsste in diesen Fällen mit der Europäischen Union u.a. Ländern über den Differenziazoll verhandelt werden, der bei den industriellen Produkten gegenüber ihrem Rohstoff besteht (Sojabohne und Sojaöl und –mehl, Rinderhäute und Leder, u.s.w.), der eine klare Disktriminierung darstellt und bei industriellen Produkten, bezogen auf den Mehrwert, Zollsätze ergibt, die weit über den von der WTO zugelassenen Höchstzöllen liegen. Wenn dies mit Exportsubventionen ausgeglichen wird, dann stellt dies eine schlichte Übertragung von finanziellen Mitteln vom argentinischen Schatzamt auf die der EU-Staaten dar, was keinen vernünftigen Sinn hat.
Wirtschaft
Handelsbilanzdefizit: u$s 789 Mio. im Juli und u$s 5,86 Mrd. in 7 Monaten
Die Handelsbilanz wies im Juli ein Defizit von u$s 789 Mio. aus, bei Exporten von u$s 5,85 Mrd.(+1,7% gegen den gleichen Vorjahresmonat) und Importen von u$s 6,17 Mrd. (+2,2% gegenüber Vorjahr).
Bei den Exporten lagen die Preise durchschnittlich um 11,1% über dem Vorjahr, und die Mengen waren um 8,4% geringer. Hier hat sich die Dürre ausgewirkt, die zu viel geringeren Exporten von Getreide und Ölsaat geführt hat. Der gestiegene Export von Rindfleisch hat den durchschnittlichen Exportpreis in die Höhe getrieben. Ebenfalls nahmen die Exporte von Erdöl und Gas internauell um 113,4% zu, was auch in diesem Sinn gewirkt hat. Und schliesslich setzte auch eine Zunahme der Exporte von reinen Industrieprodukten von 9,3% ein, die vornehmlich auf höhere Kfz-Lieferungen nach Brasilien zurückzuführen ist.
Bei den Importen lagen die Preise durchschnittlich um 6,5% über dem Vorjahr, während die Mengen um 4% geringer waren. Der Importe von Konsumgütern nahm interanuell um 11,1% zu, und der von Rohstoffen und Teilen für die Weiterverarbeitung um 10,8%. Auf der anderen Seite nahm der Import von Kfz um 17,9% ab, der von Kapitalgütern um 12,5%, der von Zubehör- und Ersatzteilen von Kapitalgütern um 10%, und der von Brennstoffen um 3,7% ab.
In 7 Monaten 2018 lag das Defizit bei u$s 5,86 Mrd., 74,4% über der gleichen Vorjahresperiode. Hochgerechnet auf ganz 2018 ergibt sich dabei ein Defizit von knapp über u$s 10 Mrd., das sich mit eiem von u$s 8,47 Mrd. im Jahr 2017 vergleicht. Die Exporte erreichten in 7 Monaten u$s 35,20 Mrd (+4,9% gegen das Vorjahr), während die Importe u$s 41,07 Mrd. ausmachten. (11.3% gegen dasVorjahr).
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 30,84, gegen $ 30,71 eine Woche zuvor, und lag somit um 62,74% über Ende 2017, Bei einer internen Inflation, die in diesem Jahr bis jetzt auf etwa 23% geschätzt werden kann, verbleibt eine “reale” Zunahme von 32%. Die Dollarnachfrage wurden in den letzten Tage wurde durch die Abwertung des brasilianischen Real in Gang gesetzt, der in einer Woche zum Mittwoch um 4% gegenüber dem Dollar abgewertet wurde. Die ZB-Reserven schlossen am Mittwoch mit u$s 55,10 Mrd, gegen u$s 54,84 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.7.19 bei $ 30,85, was einen Jahreszinssatz von 39,09% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Kursverlust von 0,61%, und lag somit um 10,71% unter Ende 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch überwiegend Besserungen auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,30%; Argentina 2021: +1,22%; Argentina 2026: +1,15%, Argentina 2046: -0,95%; Bonar 2024: +0,25%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 663,92 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 662.36), und bei 24 Karat zu $ 1.093,27 ($ 1.090,90).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 17.8.18 um 39,69%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 29,37% zu. Der Rhytmus der monetären Expansion hat zugenommen, und lag letzte Woche, gemessen mit der monetáren Basis, gelegentlich über 40%. jährlich. Das ist eine Folge der Verringerung des Lebac-Bestandes.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 17.6.18 um 51,50% auf $ 2,60 Bio., und die gesamten Pesodkredite nahmen um 18,46% auf $ 1,64 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 1,27% auf u$s 32,69 Mrd., und die Dollarkredite stiegen um 18,46% auf u$s 16,72 Mrd.
***
Das Schatzamt hat letzte Woche 91% des Verfalls der Schatzscheinen (Letes) in Dollar umgeschuldet und gleichzeitig $ 36,35 Mrd. durch Schatzscheine in Pesos aufgenommen. Bei den Letes in Pesos auf 98 Tage betrug der Zinssatz 42,14% und bei 217 Tagen 39,74%. Bei den Dollar-Letes betrug der Zinssatz 5,25%. Der Finanzbedarf des Schatzamtes beträgt bis Ende 2018 u$s 14 Mrd., von denen u$s 4 Mrd. auf einen REPO-Kredit von internationalen Banken entfallen. Das Schatz- und Finanzministerium rechnet damit, dass die Unterbringung von Letes in diesem Umfang kein Problem darstellen wird.
***
Der ehemalige Energieminister Juan José Aranguren gab in einem Vortrag in der Universität di Tella bekannt, dass er 147 Projkte für die Erzeugung von erneuerbaren Energiequellen (Windkraftwerke, Sonnenanlagen, kleine Wasserkraftwerke) genehmigt habe, und auch die Förderung im nicht konventionellen Gebiet von Vaca Muerta gefördert habe, aus dem heute schon 33% der landesweiten Gaslieferungen und 12% des geförderten Erdöls stammen.
***
Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im Juli eine Zunahme von 4,7%, womit es in 7 Monaten 2018 schon 36,5% und in 12 Monaten zum Juli ganze 47% sind. Das ist eine direkte Folge des Abwertungssprunges, der schon im Mai zu einer Zunahme von 7,5% und im Juni zu einer von 6,6% geführt hatte.
***
Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Juli eine Zunahme von 1,8%, womit es in 7 Monaten 2018 19,1% und in 12 Monaten zum Juli 24,8% sind. Hier wirken sich an erster Stelle die Arbeitskosten aus, und an zweiter die Baumaterialien, die lokal hergestellt werden, so dass der Einfluss der Abwertung sehr gering ist.
***
In der Vorwoche hat die ZB eine Erhöhung der obligatorischen Mindestreserven auf Bankdepositen in Pesos von 28% auf 31% verfügt, um die Liquidität abzuschöpfen, die wegen der Amortisation von Lebac-Wechseln, die nicht durch neue ersetzt wurden, entstanden war. Das hatte eine Wirkung von $ 60 Mrd. die sterilisiert wurden. Für die Banken stellt dies eine Verringerung ihrer Kreditfähigkeit und geringere Einnahmen dar. Im Juni waren die Mindestreserven schon um 3 Punkte und im Juli um weitere 2 Punkte erhöht worden. Ausserdem wurde mit China über eine Verlängerung des Swap-Geschäftes verhandelt, das erlaubt u$s 4 Mrd. zu den ZB-Reserven zu zählen.
***
Die Belegschaft der Abteilung der Fabriken des Heeres (benannt “Fabricaciones Militares”) soll jetzt um 170 Personen verringert werden, zu denen dann im Laufe des Jahres weitere hinzukommen, so dass es zum Jahresende insgesamt 1.100 sein sollen, gegen 1.600 Ende 2017. Dieses Jahr soll das Schatzamt $ 1,6 Mrd. als Subvention beitragen, und 2019 nur $ 1,1 Mrd. Diese Staatsunternehmen umfassen die Fabrik in Rio Tercero, Córdoba (Petrochemie für die Privatiwirtschaft, und Reparatur von Eisenbahnwaggons), die von Villa María, Córdoba, (Sprengstoffe für den Bergbau) und die von Fray Luis Beltrán (Pistolen, kugelsichere Westen, Munition u.dgl.). Unter der Menem-Regierung wurde FM schon stark verkleinert, durch Privatisierung des Stahlwerkes Somisa (heute Siderar, vom Techint-Konzern), der Fabrik für Messingprodukte und des Bergwerkes Hipasam, in Rio Negro.
***.
Präsident Macri wies anlässlich einer Zusammenkunft des Unternehmerverbandes “Asociaciòn Empresaria Argentina”, der Spitzenunternehmer als Personen vereint, darauf hin, dass diesen Sommer Gas nach Chile exportiert werde. ”In vier Jahren werde es eine halbe Million Barrel Gas pro Tag sein, das aus Vaca Muerta stammt und jährlich einem Exporterlös von u$s 15 Mrd. entspricht, der in 7 Jahren auf u$s 30 Mrd. steigen wird”, fügte er hinzu. Auch der Erdölunternehmer Alejandro Bulgheroni (von Bridas) zeigte sich optimistisch: “Wir fördern schon 20 Mio. cbm. Gas, und in wenigen Jahren werden wir die Produktion verdoppeln.” Paolo Rocca, CEO des Techint-Konzerns, zu dem auch das Erdölunternehmen Tecpetrol gehört, wies darauf hin, dass die Firma in 15 Monaten u$s 1,4 Mrd. in ein Gaslager investiert habe, das jetzt 11 Mio.cbm. Gas pro Tag erzeuge. Die Firma werde weitere u$s 1,3 Mrd.investieren, um eine Förderung von 17 Mio.cbm. täglich zu erreichen.
***
YPF hat diese Woche den Preis für Benzin und Dieselöl um ca. 1% erhöht. Superbenzin kostet jetzt in der Bundeshauptstadt $ 29,60 pro Liter, Premium-Benzin $ 35,65 und Dieselöl $ 25,94. Es handelt sich um die zweite Erhöhung binnen zwei Wochen. Diese Preise sind an den internationalen Erdölpreis gebunden (der jedoch nicht voll übertragen wird), so dass die jüngste Abwertung sich hier ausgewirkt hat.
***
Nachdem die Regierung vor einem Monat verfügt hat, dass kein zusätzliches Personal in die öffentliche Verwaltung aufgenommen werden darf, wurde ein System eingeführt, das die Übertragung von Personal von einem Amt auf ein anderes erlaubt. Die Suche nach Personal erfolgt über Internet. Bisher haben schon über 200 Angestellte ihren Arbeitsplatz im Staat geändert.
***
Die Schuhindustrie (Lederschuhe und Sportschuhe) weist einen starken Rückgang der Nachfrage aus, der in der Rezession begreiflich ist, weil die Bevölkerung allgemein gut mit Schuhen ausgestattet ist, und somit den Kauf neuer Schuhe hinausschieben kann. Die Firma Paquería (die für Adidas produziert), mit Fabrik in Chivilcoy, hat die Arbeit für ihre 600 Arbeitnehmer zunächst für einen Monat aufgehoben. Extreme Gear (die auch für Adidas produziert) hat in ihrer Fabrik im Vorort Esteban Echeverría 50 Arbeiter entlassen. Auch Alpargatas wurde stark vom Nachfragerückgang betroffen, und erwägt die Schliessung von Fabriken. Da auch ein hoher Import von Schuhen verschiedener Art besteht, vornehmlich aus Brasilien und China, könnte das Problem durch geringere Importe gelöst werden.
***
Im Juli wurden22.918 gebrauchte Motorräder verkauft, 5,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 17,2% über Juni 2018, teilt der Agenturenverband ACARA mit. In 7 Monaten 2018 waren es 170.254 Eheiten, 8,54% über dem Vorjahr.
***
Eine Untersuchung des Zentrums für internationale Wirtschaft des Aussenministeriums hat ergeben, dss 46% der lokalen Produktion, die theoretisch exportiert werden kann, durch weltweit 463 konkreten Bestimmungen am Export behindert wird. Ein Fünftel der Hindernisse bezieht sich auf die EU oder ihre Mitgliedstaaten. Die Hemmungen bestehen in sanitären Normen, technischen Bestimmungen, besonderen Zollverfahren, Massnahmen der öffentlichen Verwaltung und komplizierten Mengenkontrollen. In Argentinien werden hingegen kaum Massnahmen dieser Art angewendet, wobei nicht einmal die angegebenen Importpreise richtig kontrolliert werden.
***
Die Supermärkte, die vom iNDEC erfasst werden, erreichten Juni einen Umsatz von $ 36.49 Mrd.,31,6% über dem gleichen Vorjahrsmonat. Zu konstanten Preisen waren es $ 22,41 Mrd., 4,5% mehr als im Vorjahr. Doch dabei nahm der Umsatz bei elektrischen Haushaltsgeräten (an erster Stelle Fernsehgeräte) interanuell um 87,3% zu, was besonders auf die Fussballweltmeisterschaft zurückgeführt wird. Doch auch bei Konsumgütern des täglichen Bedarfs fand eine Zunahme statt: Brot (+30,6%), alkoholfreie Getränke (+36,5%) und Rindfleisch (+31,7%).
***
Die vom INDEC erfassten Shopping.Centers erreichten im Juni einen Umsatz von 6,88 Mrd., der zu konstanten Preisen $ 4,65 Mrd. ausmacht, 7,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Besonders ausgeprägt waren beim Umsatz ohne Wertberichtigung die Zunahmen bei Sportbekleidung und Sportschuhen (+45%), elektrischen Haushaltgeräten und Computern (+41,6%) und Spielzeugen (+36,4%).
***
Zum ersten Mal seit 1992 wird das Steueramt die Tabelle der Wertberichtigung von Gütern veröffentlichen, die die Unternehmen amortisieren, so dass der Betrag der Amortisation gemäss der Inflation steigt, was den versteurbaren Gewinn entsprechend verringert. Dabei wird der Index dr Grossistenpreise des INDEC genommen, aber nur für lokal erzeugte Güter.
***
Das Amt für Staatseinnahmen AFIP hat einen Kredit von u$s 100 Mio. der Interamerikanischen Etwicklungsbank (BID) erhalten, der für Verbesserung der Technologie des Amtes bestimmt ist. Die AFIP muss ihrerseits mit u$s 10,5 Mio. zum Programm beitragen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Venezuela lebt vom Erdöl, und sollte dabei als Land, das zusammen mit Saudi Arabien die grössten Reserven der Welt hat, keine wirtschaftlchen Probleme haben. Dies umso mehr, als das Erdöl leicht zugänglich ist, und der wichtisgte Exportmarkt, die USA, nahe liegen, und die Frachtkosten somit gering sind. Als Hugo Chavez als Präsident antrat, lag die tägliche Förderung bei 3 Mio.Barrel. Jetzt sind es nur 1,3 Mio. Chavez konnte mit dem vielen Erdöl, das zeitweise zu u$s 100 je Barrel verkauft wurde, gut auskommen, obwohl er der Wirtschaft mit Verstaatlichungen und billigen importierten Lebensmitteln (als Folge eines real sehr niedrigen Wechselkurses) grossen Schaden zufügte. Doch unter seinem Nachfolger Maduro trat die Katastrophe voll ein, und das Bruttoinlandsprodukt hat sich von 2014 bis 2017 halbiert. Es funktioniert einfach nichts mehr.
***
Das Bruttoinlandsprodukt ist in Chile im 2. Quartal 2018 im interanuellen Vergleich um 5,3% gestiegen, hat die ZB berechnet. Die internationalen Umstände, die in Argentinien zur Rezession beigetragen haben, haben sich in Chile überhaupt nicht ausgewirkt.
***
Venezuela brachte am Dienstag an neue Banknoten in Umlauf. Aus der Landeswährung werden wegen der Hyperinflation fünf Nullen gestrichen. Aus einer Million Bolívar fuerte (starker Bolívar) werden damit 10 Bolívar soberano (souveräner Bolívar). Zudem soll der Bolívar künftig an die neue staatliche Kryptowährung Petro gekoppelt sein. Als Kryptowährung bezeichnet man ein digitales Zahlungsmittel. Die Währungsumstellung gehört zu einer Reihe von Reformen, mit denen Staatschef Maduro die schwere Wirtschaftskrise beilegen will.(dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Nissan
Die japanische Nissan ist vom Verband der lokalen Fabrikanten von Automobilen, Nutzfahrzeugen (“pick up”) und Lastwagen, ADEFA, als 20. Mitglied aufgenommen worden. Bisher war Nissan nur über Renault vertreten, mit der die Firma direkt zusammenarbeitet. Nach der jüngsten Investition von u$s 600 Mio.in der Fabrik in Santa Isabel, Córdoba, die für die Fabrikation der Pick up Frontier bestimmt ist, tritt Nissan als unbahängiges Unternehmen auf, obwohl die Fabrik weiter mit Renault geteilt wird. Die Frontier soll im Oktober auf den Markt kommen und zunächst einen Anteil lokaler Fabrikation von ca. 30% haben. Die Kapazität der Fabrik beträgt 70.000 Einheiten, die sich unter Nissan und Renault aufteilen.
Dem Verband ADEFA gehören folgende Unternehmen an: Volkswagen, Fiat Chrysler, Ford, General Motors, Toyota, Iveco, Mercedes Benz, Peugeot Citroen, Renault, Scania und Honda. Von den Fabrikanten sind zwei deutsch, zwei französisch, zwei nordamerikanisch, einer italienisch-nordamerikanisch, drei japanisch und einer schwedisch.
Newsan
Dieser Konzern hat den Rückkauf von Obligationen im Wert von u$s 12 Mio. verfügt. Davon entfallen u$s 4 Mio. direkt auf Newsan und u$s 8 Mio. auf Electronic System, die zum Konzern gehört. Diese Obligationen verfielen im Juni 2019 und im Mai und Dezember 2020. Newsan ist führend auf dem Gebiet der Fernsehapparate, der Lufrkühlanlagen, der Miktrowellenherde u.a. Haushaltsgeräte. Der grösste Teil wird in Feuerland erzeugt. Ausserdem ist der Konzern über Newsan Food zum grössten Fischexporteur
Techint
Der Präsident dieses Konzerns, Paolo Rocca, erklärte, er habe sich nicht am Kartell der Unternehmen beteiligt, die öffentliche Bauten durchführten. Obwohl Techint das Unternehmen mit der grössten Leistungsfähigkeit auf diesem Gebiet sei, habe die Firma nur 1% der Bauaufträge der Kirchner Regierungen erhalten.
Der Geschäftsführer des Konzerns, Luis Betnaza, hatte zugegeben, dass er ein Schmiergeld gezahlt habe, damit ihn die Regierung von Néstor Kirchner unterstütze, um den Betrag der Enteignung des Stahlwerkes Sidor zu erhalten, das die Firma in Venezuela betrieb. Néstor Kichner setzte sich dabei für die Firma gegenüber Hugo Chavez ein, und war dabei erfolgreich.
Der Techint-Konzern widmet sich als solcher öffentlichen Bauten und Montagen, ist aber auch Inhaber von Stahlunternehmen (in Argentinien Siderar, ehemals Somisa) und Werken für nahtlose Stahlröhren (in Argentinien Siderca), befasst sich über seine Firma Tecpetrol mit Erdölförderung, und besitzt auch eine Fabrik für hohle Ziegelsteine (LOSA). Der Konzern ist 1948 in Argentinien von Agostino Rocca, Grossvater von Paolo, gegründet worden, und dehnte sich viel später auf Lateinamerika und die Vereinigten Staaten.
Banco Itaú
Diese brasilianische Bank hat für ihrte argentinische Filiale einen Kreditvon u$s 50 Mio. der Intrnationalen Finanzkörperschaft (der Weltbanktochter für Kredite für die Privatwirtschaft) erhalten, der für die Finanzierung von Projekten für erneurbare Energien (Sonnenenergie, Windenergie, kleine Wasserkraftwerke, u.a.) von kleinen und mittleren Unternehmen bestimmt ist, die sich an das System der “grünen Kredite” halten.
Nestlé
Diese Schweizer Firma, die unlängst ihr hunderjáhriges Bestehen gefeiert hat, hat die Produktion von versüsster Milch (“leche condensada”) wieder aufgenommen, nachdem sie die Erzeugung dieses Produktes in ihrer Fabrik in Córdoba während der Krise von 2002 aufgegeben hatte. Jetzt hat das Unternehmen mit einer Investition von $ 28 Mio. (etwa u$s 1,5 Mio.) die Produktion in ihrer Fabrik in Firmat, Provinz Santa Fé, wieder begonnen, doch jetzt in Tetrapak-Verpackung, statt in Metallbüchsen. Zum gegewärtigen Wechselkurs lohnt sich der Import des Produktes nicht, den Nestlé vorher vollzog, während sich hingegen Exportmöglichkeiten bieten.
Wirtschaftsübersicht
Die Rezession kann bald überwunden werden
Von Juan E. Alemann
Das Jahr 2018 begann mit einer aufstrebenden Konjunktur und einem interanuellen Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (gemessen am EMAE-Index) von 4,8% im Januar, 5% im Februar,und 2,1% im März. Die Hoffnung, dass dies andauern würde, wurde schon im April mit einer interanuellen Abnahme von 0,6% und dann einer von 5,8% im Mai zerstört. Die Krise auf dem Devisenmarkt und der Abwertungssprung haben dann die gute Konjunktur weggefegt und die Inflation in die Höhe getrieben, und die Wirtschaft geriet in eine neue Rezessionsphase, so dass man jetzt von Glück reden kann, wenn das BIP im ganzen Jahr eine Zunahme von 0,5% aufweist.
Nach dem Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds, das als eine Versicherung gegen eine finanzielle Katastrophe und einen Default aufgefasst wurde, wurde für spätestens Januar 2019 mit einer neuen Aufschwungsphase der Wirtschaft gerechnet, die sich im Wesen auf drei Pfeiler stützte: eine erwartete Rekorkdernte von Getreide und Ölsaat von bis zu 140 Mio. Tonnen (gegen 105 Mio. 2017/18), die effektive Aufnahme der PPP-Projekte der staatlich-privaten Zusammenarbeit bei Infrastruktur, konkret zunächst bei sechs Strassenkorridoren, bei denen die Arbeiten im Oktober aufgenommen werden sollten, und schliesslich, eine Entwicklung des Wechselkurses ohne Sprünge.
Doch dann kam eine neue, zum Glück begrenzte Krise auf dem Devisenmarkt, und der Megakorruptionsskandal mit den Centeno-Heften, bei dem unzählige Bauunternehmer mitgerissen wurden, weil sie sich dem Kirchner-System angeschlossen und die geforderten Riesenschmiergelder gehorsam bezahlt hatten. Das hatte sofort eine Schockwirkung, wobei an erster Stelle die faktische Kreditsperre von Bedeutung ist, die Banken im Ausland für Argentinien verfügt haben. Die PPP-Projekte (“participación público privada”) können somit nicht in Angriff genommen werden.
Die Stimmung der Wirtschaftswelt hat sich verdüstert und das wirkt als selbsterfüllte Prophezeiung: es wird davon ausgegangen, dass die Rezession auch 2019 andauern und sich eventuell sogar vertiefen wird, und wenn die Unternehmen jetzt in diesem Sinn handeln, dann kommt es effektiv so. Hinzu kommt dann noch die rezessive Wirkung der Kürzung der Staatsausgaben und besonders der Subventionen. Die Rekordernte genügt nicht, um dies auszugleichen.
Die Haltung der Regierung
Wenn sich die Regierung jetzt passiv verhält und nur zuschaut, wie hohe Kirchner-Beamte und Unternehmer, die mit den Kirchners Geschäfte gemacht haben, einer nach dem anderen umfallen und als reuige Sünder Schauergeschichten erzählen, von Säcken und Koffern mit vielen Millionen Dollar, die in der Wohnung der Kirchners im Stadtzentrum oder in der von Rio Gallegos landeten, dann wird es effektiv so kommen, wie es die Pessimisten darstellen. Macri sollte jetzt die Spreu vom Weizen trennen, und eine Strategie in Gang setzen, und sie auch gut erklären, um die Rezession spätestens Ende Jahr zu überwinden. Das ist durchaus möglich. Dabei muss er klar sagen, dass die Gerichtsverfahren weitergehen, aber er dafür sorgen werde, dass sie die Wirtschaft so wenig wie möglich betreffen. Die Schuld der Personen, um die es jetzt geht, darf nicht auf die Unternehmen übertragen werden.
Was Macri in letzter Zeit äussert, ist oberflächliches Gerede, womit er nur bestätigt, dass er nicht weiss, was er tun muss, um die Krise zu überwinden. Womit er die Lage verschlimmert. Dass er die Krise vornehmlich auf Einflüsse aus dem Ausland zurückführt, wie die Zinssteigerung in den USA und die Krise in der Türkei, zeugt von Unverständnis des Falles. Denn, die Frage, die sich dabei stellt ist die, warum diese Turbulenzen sich so viel stärker auf Argentinien als auf andere Länder auswirken. Die Regierung vermittelt den Eindruck einer grossen Improvisation, und das wirkt verheerend. Macri müsste ein Programm zur Überwindung der Krise vorlegen, und sofort mit einigen Massnahmen beginnen, damit es glaubhaft ist. Wir wollen ihm anschliessend dabei helfen. Jemand aus seinem engen Kreis, der auch deutsch spricht, sollte ihm unsere Vorschläge übermitteln.
Eine Lösung fúr das PPP-Programm
Als erstes muss die Regierung das Problem der Finanzierung der PPP-Projekte lösen. Es war schon vor längerer Zeit die Rede davon, dass die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank und eventuell auch die Andenkörperschaft eine Garantie stellen würden. Damit wäre das Problem gelöst und die Unternehmen könnten sich zu Zinsen unter 8% finanzieren. Diese Initiative muss jetzt sofort wieder aufgenommen werden. Die guten Beziehungen der Macri-Regierung mit dem IWF und ganz besonders mit den Vereinigten Staaten sollten für diesen Zweck eingesetzt werden.
US-Präsident Donald Trump dürfte seinen persönlichen Freund Mauricio Macri, den er seit Jahrzehnten schon kennt, und mit dem er Golf gespielt hat, in dieser schweren Stunde bestimmt nicht fallen lassen. Ausserdem ist Argentinien für die Lateinamerikapolitk der USA wichtig, besonders jetzt, wo Venezuela zusammenbricht. Es wäre politisch für die USA verhängnisvoll, wenn jetzt auch Argentinien in grössere Schwierigkeiten geraten würde, die unvermeidlich mit einer sozialen Aufruhr begleitet wären und die politische Zukunft in Frage stellen. Denn dann würde die Politik der Eingliederung von Argentinien in die Welt, die Macri systematisch befolgt, in Frage gestellt werden. Und das liegt gewiss nicht im Interesse der USA, auch nicht der anderen fortgeschrittenen Staaten. Eine Kreditgarantie der internationalen Finanzanstalten ist wirklich nicht viel verlangt. Die politische Entscheidung von Trump u.a. ist eine Kleinigkeit. Aber Macri muss sich darum bemühen.
Die Lösung des Problems über die Schaffung eines Treuhandfonds, der von der staatlichen BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) verwaltet wird, die jetzt aufgekommen ist, und von Präsident Macri schon genehmigt wurde, ist abwegig und schafft nur eine bürokratische Komplikation. Denn die Auslandsbanken trauen dem argentinischen Staat und seinen eigenen Banken noch weniger als den privaten Unternehmen. Der Treuhandfonds müsste Kredite auf dem internationalen Finanzmarkt aufnehmen, und das ist einfach nicht möglich.
Die Beibehaltung des real hohen Wechselkurses
Mit der effektiven Aufnahme der zugeteilten PPP-Projekte genügt es nicht, um die Rezession zu überwinden. Die Regierung muss sich um die Herstellung eines makroökonomischen Gleichgewichtes kümmern. In diesen Sinn muss an erster Stelle der “real” hohe Wechselkurs, der jetzt erreicht wurde, beibehalten werden, was jedoch nur mit der Einführung von Exportsteuern auf landwirtschaftliche Produkte möglich ist. Die Landwirtschaft der sogenannten feuchten Pampa, und auch der Umgebung, profitiert schon von einem Wechselkurs, der in diesem Jahr um 62% gestiegen ist, weit über der internen Inflation, den Löhnen und den Kosten der Landwirte, von denen nur ein geringer Teil dollarisiert ist. Beim Weizen kommt noch die Zunahme des internationalen Preises hinzu. Beides hatte die Wirkung, dass der Mehlpreis im Juli um 11,2% gestiegen ist und voraussichtlich weiter steigen wird. Das betrifft Brot und Teigwaren, also Grundnahrungsmittel der Bevölkerung. Mit einer Exportsteuer von 10% bis 15% wäre der Fall weniger schlimm. Ausserdem erhält der Fiskus dabei zusätzliche Einnahmen, die er dringend benötigt. Auch Mais u.a. Arten vertragen eine Exportsteuer dieser Grössenordnung. Und bei Soja muss die vorgesehene schrittweise Abschaffung der Exportsteuer von jetzt 26% aufgehoben werden.
Eine aktive Zahlungsbilanzpolitik
Dann muss sich die Regierung um die Zahlungsbilanz kümmern. Dabei muss an erster Stelle die Kapitalflucht eingedämmt werden, die dieses Jahr einen Betrag von über u$s 20 Mrd. anpeilt, was die argentinische Wirtschaft nicht verträgt. Das erfordert einmal die Einführung einer Steuer auf Dollarkäufe, die keiner konkreten Zahlung entsprechen. Und dann muss den Inhabern von Dollar die Alternative geboten werden, sie im Land mit einer angemessenen Verzinsung anzulegen. Das erfordert an erster Stelle, dass die Banken Dollar allgemein ausleihen können, statt nur für Geschäfte, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen, wie es jetzt der Fall ist. Die Banken müsen dabei entscheiden, wem sie einen Dollarkredit geben, und wem nicht, und welchen Zinssatz sie dabei den Sparern zahlen und von den Kreditnehmern fordern. Und dann muss die Regierung Dollarbonds ausgeben, wobei dies im Zusammenhang mit einer Weisswaschung geschehen muss. (Siehe Wirtschaftsübersicht vom 17.8.18). Die Dollar, die der Staat benötigt, befinden sich im Land, in Tresorfächern der Banken und in den Wohnungen, und wenn die Regierung es versteht, sie für Staatsanleihen anzuziehen, dann nimmt die Abhägigkeit vom internationalen Finanzmarkt drastisch ab. Und darauf kommt es an.
Was die Leistungsbilanz betrifft, die ein untragbar hohes Defizit ausweist, das 2017 u$s 31 Mrd.betrug, und dieses Jahr dank Abwertung und Rezession auf leicht über u$s 20 Mrd.veranschlagt wird, so reicht die Rekordernte (die zu Rekordexporten von Getreide und Ölsaat führt, mit Mehreinnahmen von etwa u$s 10 Mrd.), die Verbesserung der Energiebilanz, und der höhere Export von Rindfleisch u.a. Produkten, im Jahr 2019 nicht aus, um das Gleichgewicht herzustellen, besonders wenn eine neue Aufschwungsphase einsetzt und der Import dann wieder überproportional zum BIP steigt.
Es müssen zunächst zwei Massnahmen getroffen werden. Einmal muss beim Fahrzeughandel mit Brasilien das Prinzip der ausgeglichenen Bilanz (also gleiche Exporte und Importe in Dollar) wieder eingeführt werden, ohne Konzessionen an Brasilien, auch wenn dieses Land mit der Kündigung des Mercosur-Vertrages droht. Und als zweites muss wieder eine prívate Kontrolle der Preise importierter Güter eingeführt werden, wie sie von 1997 bis 2001 bestand. Ob das damalige System wieder eingeführt wird, oder ob einfach eine Beratung bei Preisen verpflichtet wird, wie sie in anderen Ländern (auch in der USA) besteht, ist zweitrangig. Die Erfahrung des früheren Kontrollsystems zeigt, dass die angegebenen Preise sehr oft weit unter den effektiven lagen, oft nur die Hälfte und gelegentlich noch viel weniger betrugen, so dass effektiv ein viel geringerer Zollsatz gezahlt und auch bei der MwSt. gespart wurde, was dann auch einen Bereich der Schwarzwirtschaft schuf. Dass Zollamt ist bei der Prüfung der Importpreise in vielen Fällen überfordert, wobei auch die Korruption mitspielt. Sollte all dies nicht ausreichen, dann müssen Importkontingente bei Gütern eingeführt werden, die die lokale Industrie auch liefern kann. Diese sind zwar von der Welthandelsorganisation im Prinzip verboten und werden nur in Einzelfällen zugelassen. Aber jetzt, wo Trump die Regeln der WTO grob missachtet, mit Differenzialzöllen bei einzelnen Staaten (die die WHO-Regelung verbietet), kann auch Argentinien die Regeln übertreten, wobei dann bei Klagen anderer Länder auf die Verstösse der USA u.a Länder hingewiesen werden muss, und eine Reform der WHO-Ordnung gefordert würde, die so wie sie ist, Argentinien schädigt.
Schlusswort
Abgesehen von all dem, was wir oben aufgeführt haben, muss die Politik der Verringerung des Defizites bei den Staatsfinanzen energisch weitergeführt werden. Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne ist in diesem Sinn wirklich sehr aktiv und leistet gute Arbeit. Doch wenn sich die Rezession vertieft und zeitlich auf 2019 erstreckt, dann dürfte er Schwierigkeiten haben, das Plansoll zu erreichen. Denn dies würde sich direkt auf die Steuereinnahmen auswirken und eventuell höhere soziale Ausgaben fordern. Ohne eine aktives PPP-Programm wird es auch kaum möglich sein, die öffentlichen Bauten wesentlich zu kürzen, weil dies dann die Rezession weiter verschärft.
Gewiss kann man noch andere Massnahmen hinzufügen, die jedoch an zweiter Stelle kommen. Wichtig wäre eine Begrenzung der Lohnerhöhungen, wobei die Einführung von Exportzöllen ein Argument für die These bietet, dass von allen Sozialpartnern ein Beitrag erwartet wird. Der schon eingetretene Reallohnverlust muss als Tatsache hingenommen werden, weil er die Kehrseite des hohen realen Wechselkurses und der realen Tariferhöhung bei öffentlichen Diensten ist. Bei der Lohnpolitik muss das Indexierungsprinzip durch das Produktivitätsprinzip ersetzt werden. Dies gehört auch zu einer Politik der Senkung der jährlichen Inflationsrate auf zunächst unter 20%, bei der sich die Wirtschaft normal entfalten kann, weil die Gesellschaft an eine Inflation dieser Grössenordnung gewöhnt ist, so dass das Wachstum nicht (oder nur wenig) behindert wird.
Wir sind bei unserer Darstellung sehr konkret, im Gegensatz zu den allgemeinen Kommentaren von Wirtschaftlern, Journalisten und Politikern, die den Akzent auf grossklingende Worte und eindrucksvolle Kritik setzen, aber nichts vorschlagen, meistens, weil sie selber nicht wissen, was getan werden muss. Die baldige Überwindung der Rezession und der Beginn einer mehrjährigen Wachstumsperiode sind durchaus möglich. Aber Präsident Mauricio Macri und seine Mitarbeiter müssen die Problematik, um die es hier geht, gründlich verstehen und dementsprechend handeln. Bisher ist nichts dergleichen bemerkbar, aber wir verlieren dennoch die Hoffnung nicht.